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Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,  
 
nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht für Sie zusammengestellt.  
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Statistik 
Fast zwei Drittel der Einsprüche beim Fi-
nanzamt haben Erfolg 
 
Nach einer aktuellen Statistik des Bundesfinanz-
ministeriums haben Steuerzahler im Jahr 2022 
insgesamt 2.978.644 Einsprüche bei ihren Finanz-
ämtern eingelegt. Zusammen mit den noch uner-
ledigten Einsprüchen aus den Vorjahren hatten 
die Finanzämter damit über 5,59 Millionen Ein-
sprüche zu bearbeiten. 
 
In knapp zwei Drittel der Fälle (64 %) waren die 
Steuerzahler mit ihrem Einspruch erfolgreich, so 
dass die Bescheide zu ihren Gunsten geändert 
wurden. Tatsächlich oder zumindest teilweise er-
folglos blieben nach der Statistik nur 18 % der Ein-
sprüche. In diesen Fällen wurde durch (Teil-) Ein-
spruchsentscheidung ganz oder teilweise ab-
schlägig über die Einsprüche entschieden. 17,3 % 
der Einsprüche nahmen die Einspruchsführer zu-
dem selbst wieder zurück. 
 
Hinweis: Die hohe Erfolgsquote bei den Einsprü-
chen zeigt, dass es sich durchaus lohnen kann, 
Einspruch gegen den eigenen Steuerbescheid 
einzulegen. In die Statistik fallen aber auch „Ein-
spruchserfolge“, die darauf zurückgehen, dass der 
Steuerzahler zum Beispiel eigene Fehler korrigiert 
und vergessene absetzbare Kosten nacherklärt. 
 
Steuerbescheide sind zeitnah nach Erhalt auf 
Richtigkeit zu prüfen, denn Einsprüche müssen in-
nerhalb eines Monats nach Erhalt des Bescheids 
schriftlich beim jeweils zuständigen Finanzamt 
eingehen. 
 
Hinweis: Selbstverständlich prüfen wir Ihre Steu-
erbescheide zeitnah und kümmern uns bei fehler-
haften Bescheiden um Ihren Rechtsschutz. Da 
das Einspruchsverfahren seine Tücken hat, soll-
ten Sie bei Einsprüchen auf unsere Expertise set-
zen. 
 

Aufgabegewinn 
Wenn Erben rückwirkend die Betriebsauf-
gabe erklären 
 
Bei der Berechnung der Erbschaftsteuer dürfen 
Erben Nachlassverbindlichkeiten abziehen, so 
dass sich ihr steuerpflichtiger Erwerb und somit 
die von ihnen zu zahlende Erbschaftsteuer redu-
ziert. Abziehbar sind unter anderem die vom Erb-
lasser herrührenden (nichtbetrieblichen) Schul-
den. Hierzu gehören auch die Einkommensteuer-
schulden des Erblassers, die auf sein Todesjahr 
entfallen. Diese Schulden wurden noch von ihm 
„erarbeitet“, denn er selbst hat die Steuer noch zu 
Lebzeiten in eigener Person ausgelöst - auch für 

den Fall, dass sie erst zum Ablauf des Jahres und 
somit nach dem Tod entsteht. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschie-
den, dass Steuerschulden infolge einer rückwir-
kend von den Erben erklärten Betriebsaufgabe 
nicht als Nachlassverbindlichkeiten abgezogen 
werden dürfen. 
 
Im Streitfall hatten sechs Erben einen verpachte-
ten land- und forstwirtschaftlichen Betrieb geerbt 
und beim Finanzamt rückwirkend dessen Aufgabe 
erklärt (auf einen Zeitpunkt vor dem Tod des Erb-
lassers). Hierdurch entstand ein steuerpflichtiger 
Aufgabegewinn, der im Todesjahr zu einer erhöh-
ten Einkommensteuer führte. Die Erben wollten 
diese Steuerlast bereicherungsmindernd bei der 
Erbschaftsteuer abziehen, weil die Schulden 
schließlich vom Erblasser „herrührten“. 
 
Der BFH hat dies jedoch abgelehnt. Einkommen-
steuerschulden aus dem Todesjahr des Erblas-
sers dürfen zwar als Nachlassverbindlichkeiten 
abgezogen werden, diese Regelung gilt aber 
nicht, wenn die Steuer aus einer von den Erben 
erklärten Betriebsaufgabe resultiert. In diesem Fall 
entsteht der Aufgabegewinn erst durch die Erklä-
rung der Erben. Erst diese Erklärung ist die ent-
scheidende Ursache für die rückwirkende Be-
triebsaufgabe und die Steuerentstehung. Die 
Steuer auf den Aufgabegewinn rührt somit nicht 
vom Erblasser her und ist im Ergebnis daher nicht 
als Nachlassverbindlichkeit abziehbar. 
 
Hinweis: Diese Entscheidung des BFH zu einem 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ist auf die 
Aufgabe einer freiberuflichen Praxis übertragbar. 
Setzen Sie im Vorfeld einer Praxisaufgabe und in 
Nachfolgefragen auf unsere steuerliche Expertise! 
 

Verheiratet/verpartnert 
Splittingverfahren sorgt (noch) für Steuer-
vorteile 
 
Die Frage, ob das Ehegattensplitting auch in Zu-
kunft weiterhin Bestand hat, wird seit Anfang die-
ses Jahres intensiv in den sozialen Medien disku-
tiert. Die Ampelkoalition hat diese Debatte befeu-
ert, da im Koalitionsvertrag von Ende 2021 der 
Plan enthalten ist, dass die Ehegattensteuerklas-
sen III und V in ein belastungsausgewogeneres 
Steuerklassenmodell (Steuerklasse IV mit Faktor) 
überführt werden sollen. Perspektivisch soll das 
Ehegattensplitting in der aktuellen Form mit der 
Aufhebung der Steuerklassen III und V abge-
schafft werden. Ein genauer Zeitpunkt dafür ist 
aber bisher nicht bekannt. 
 
Vorerst gilt also weiterhin: Wer verheiratet ist oder 
in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebt, 
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kann beim Finanzamt neben der Einzelveranla-
gung die Zusammenveranlagung wählen, so dass 
das Paar steuerlich wie eine Person behandelt 
wird. In diesen Fällen kommt dann das Ehegatten-
splitting zur Anwendung. Der Steuervorteil durch 
das Splitting lässt sich wie folgt erklären: Das Fi-
nanzamt berechnet zunächst das gemeinsame 
Jahreseinkommen der Partner, halbiert den Be-
trag anschließend und ermittelt für diese Hälfte die 
Einkommensteuer. Der errechnete Betrag wird an-
schließend wieder verdoppelt und für das Ehepaar 
festgesetzt. 
 
In der Regel zahlen Ehepaare bei einer 
Zusammenveranlagung weniger Steuern als bei 
einer Einzelveranlagung, denn durch die Berech-
nungsweise des Splittingverfahrens werden Nach-
teile abgemildert, die der progressiv ansteigende 
Einkommensteuertarif mit sich bringt. Insbeson-
dere Paare mit unterschiedlich hohen Verdiensten 
können so Steuern sparen. Je höher die Einkom-
mensdifferenz zwischen den Partnern ist, desto 
höher fällt der Steuervorteil aus. 
 
Beispiel: Ehefrau A hat ein Einkommen von 
50.000 €, ihr Ehemann B eines von 20.000 €. 
Nach dem Splittingtarif ergibt sich für das zu ver-
steuernde Einkommen von 70.000 € eine Einkom-
mensteuer von 12.432 €. Würden sich beide für 
eine Einzelveranlagung entscheiden, unterlägen 
sie dem normalen Grundtarif, die Steuerbelastung 
würde dann um insgesamt 867 € höher ausfallen. 
Würde B nur 15.000 € verdienen, läge der Steuer-
vorteil bei Zusammenveranlagung sogar bei 
1.187 €. 
 
Dennoch kann eine Einzelveranlagung in Einzel-
fällen günstiger sein, wenn ein Ehepartner bei-
spielsweise Verluste erzielt, hohe außergewöhnli-
che Belastungen wie Krankheitskosten trägt oder 
hohe Lohnersatzleistungen bezieht, die dem Pro-
gressionsvorbehalt unterliegen. 
 
Hinweis: Bei der Wahl der günstigsten Veranla-
gungsart sind wir als Ihre steuerlichen Berater Ihre 
ersten Ansprechpartner. Lassen Sie sich von uns 
berechnen, mit welcher Veranlagung Sie steuer-
lich am günstigsten liegen! 
 

Überblick 
Wann Sie Pflegekosten steuermindernd gel-
tend machen können 
 
Kosten der eigenen Pflege sind im Regelfall als all-
gemeine außergewöhnliche Belastungen abzieh-
bar, weil sie zwangsläufig entstehen und andere 
vergleichbare Steuerzahler sie nicht zu tragen ha-
ben. Um die Kosten absetzen zu können, muss in 
der Regel mindestens ein Schweregrad der Pfle-
gebedürftigkeit oder eine erhebliche 

Einschränkung in der Alltagskompetenz bestehen. 
Auch die Kosten einer krankheitsbedingten Unter-
bringung in einem Alten- oder Pflegeheim können 
als außergewöhnliche Belastungen steuerlich gel-
tend gemacht werden. Erhaltene Leistungen (z.B. 
aus der Pflegeversicherung) müssen aber gegen-
gerechnet werden. 
 
Anstelle des Ansatzes außergewöhnlicher Belas-
tungen können Pflegebedürftige unter bestimmten 
Voraussetzungen den Behinderten-Pauschbetrag 
nutzen. Abhängig vom Grad der Behinderung sind 
dann zwischen 384 € und 7.400 € pro Jahr abzieh-
bar. Der Pauschbetrag gleicht laufende, gewöhnli-
che und unmittelbar mit der Behinderung zusam-
menhängende Mehraufwendungen aus, ohne 
dass die pflegebedürftige Person einen Einzel-
nachweis erbringen muss. 
 
Zudem kann je nach Grad der Behinderung bzw. 
den im Schwerbehindertenausweis eingetragenen 
gesundheitlichen Merkmalen (Merkzeichen) eine 
behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale von 
900 € bzw. 4.500 € pro Jahr beantragt werden. Da-
mit sind dann alle behinderungsbedingten Fahrt-
kosten abgegolten. 
 
Auch wer Pflegekosten für nahe Angehörige trägt, 
kann außergewöhnliche Belastungen geltend ma-
chen. Voraussetzung hierfür ist ein Nachweis der 
Einzelausgaben. Wer sich entscheidet, einen An-
gehörigen selbst zu pflegen, kann alternativ zu 
den außergewöhnlichen Belastungen den Pflege-
Pauschbetrag in folgender Höhe geltend machen: 
 
bei Angehörigen 

· mit Pflegegrad 2: 600 €, 
· mit Pflegegrad 3: 1.100 € und 
· mit Pflegegrad 4 und 5 oder dem Merkzei-

chen „H“ (Hilflosigkeit): 1.800 €. 
Voraussetzung für den Abzug der Beträge ist, 
dass die Pflege unentgeltlich erfolgt und keine Ein-
nahmen aus gesetzlichen oder privaten Pflegever-
sicherungen fließen. 
 
Hinweis: Wer den Pflege-Pauschbetrag in An-
spruch nimmt, kann keine weiteren außergewöhn-
lichen Belastungen, die durch die Pflege entste-
hen, geltend machen. 
 
Die Betreuung bzw. Pflege kann im Haushalt der 
zu pflegenden Person erfolgen, oder die zu pfle-
gende Person kann in einem Heim einen eigenen 
Haushalt führen. In diesen Fällen kann für sie an-
stelle des Ansatzes außergewöhnlicher Belastun-
gen eine Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen in Betracht kommen. Hierbei 
können 20 % der anfallenden Lohnkosten, höchs-
tens aber 4.000 € pro Jahr, von der tariflichen Ein-
kommensteuer abgezogen werden. 
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Pkw 
Die Fahrleistung gibt den Ausschlag für 
eine etwaige Vorsteueraufteilung 
 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) hat 
sich mit der Vorsteueraufteilung bei der Anschaf-
fung eines Pkw beschäftigt, der sowohl für steuer-
pflichtige als auch für steuerfreie Umsätze genutzt 
wird. Es hat entschieden, dass die Schätzung der 
Vorsteueraufteilung auf Basis der Fahrleistung 
des Fahrzeugs in der Regel genauer ist als der 
Umsatzschlüssel. Außerdem kann es in bestimm-
ten Fällen zu einer gleichzeitigen Anwendung von 
zwei relevanten gesetzlichen Vorschriften kom-
men. 
 
Die Klägerin war freiberuflich tätig und erzielte im 
Jahr 2014 sowohl steuerpflichtige als auch steuer-
freie Umsätze aus Vorträgen und Seminaren. Sie 
hatte am 11.11.2014 einen neuen unternehme-
risch genutzten Pkw erworben, der ihr altes Fahr-
zeug ersetzte. Das Finanzamt kürzte den geltend 
gemachten vollen Vorsteuerabzug um 30,49 %, 
basierend auf der vorsteuerschädlichen Nutzung 
ab dem 11.11.2014. 
 
Die hiergegen gerichtete Klage hatte teilweise Er-
folg. Grundsätzlich ist die Klägerin zum Vorsteuer-
abzug aus der Anschaffung des Pkw berechtigt. 
Allerdings sind die Vorsteuern nicht in voller Höhe 
abzugsfähig, weil der Pkw sowohl für steuerpflich-
tige als auch für steuerfreie Umsätze genutzt 
wurde. Da weder die Klägerin noch das Finanzamt 
eine sachgerechte Schätzung gemäß den gesetz-
lichen Bestimmungen vorgenommen hatten, 
führte das FG selbst eine solche Schätzung durch. 
Es stellte dabei auf die Gesamtfahrleistung im 
Streitjahr ab. Diese Methode ist nach Ansicht des 
FG präziser als der Umsatzschlüssel, da die Nut-
zung des Fahrzeugs und die damit verbundene 
Abnutzung besser durch die Laufleistung abgebil-
det werden könnten. 
 
Die vom Finanzamt vorgenommene Schätzung 
sah das FG als unsachgemäß an, weil nur die 
Fahrleistung vom 11.11.2014 bis zum 31.12.2014 
berücksichtigt wurde. Außerdem wurde festge-
stellt, dass die Klägerin bereits vor dem 
11.11.2014 einen anderen „funktionsgleichen“ 
Pkw für ihre unternehmerischen Fahrten genutzt 
hatte. Der ursprüngliche Vorsteuerabzug wurde 
daher auf Basis der tatsächlichen Verwendung 
des alten und des neuen Pkw im gesamten Kalen-
derjahr geschätzt. Im Ergebnis konnte die Klägerin 
aufgrund der Schätzung Vorsteuern in Höhe von 
ca. 9.000 € aus der Anschaffung des Pkw im 
Streitjahr geltend machen. 
 
Hinweis: Vorsteueraufteilungen bei der Anschaf-
fung eines Pkw, der für verschiedene Umsätze 
verwendet wird, führen immer wieder zu 

Diskussionen mit den Finanzämtern. Die Fahrleis-
tung kann im Vergleich zum Umsatzschlüssel eine 
präzisere Grundlage für die Aufteilung bieten. 
 

Mobilität 
Staatliche Förderung und Steuervorteile für 
E-Fahrzeuge ab 2023 im Überblick 
 
Elektromobilität fördert der Staat auch in den Jah-
ren 2023 und 2024, allerdings fällt die Förderung 
nicht mehr so üppig aus wie in den Vorjahren. 
Nach wie vor lassen sich mit einem Elektroauto 
zudem Steuern sparen. Die aktuell geltenden Re-
gelungen im Überblick: 
 

· Seit dem 01.01.2023 werden nur noch 
rein batterieelektrische Fahrzeuge und 
Brennstoffzellenfahrzeuge mit dem Um-
weltbonus gefördert. Die bisherige Förde-
rung für Plug-in-Hybride ist entfallen. Für 
neu gekaufte Elektroautos mit Nettolisten-
preisen bis 40.000 € lässt der Staat noch 
4.500 € springen, bei Nettolistenpreisen 
von 40.000 € bis 65.000 € sind es noch 
3.000 €. Hinzu kommen weitere 2.250 € 
bzw. 1.500 €, die der Hersteller zahlt. Die 
Mindesthaltedauer beträgt jeweils zwölf 
Monate. Für Elektrofahrzeuge mit einem 
Nettolistenpreis über 65.000 € gibt es 
keine staatliche Förderung. 
 

· Für geleaste Fahrzeuge mit einer Lea-
singlaufzeit ab 24 Monaten gelten die glei-
chen Fördersätze. Liegt die Leasinglauf-
zeit allerdings zwischen zwölf und 23 Mo-
naten, reduziert sich der Umweltbonus bei 
einem Nettolistenpreis von unter 40.000 € 
auf 2.250 € vom Staat und 1.125 € vom 
Hersteller sowie bei einem Nettolisten-
preis von 40.000 € bis 65.000 € auf 1.500 
€ vom Staat und 750 € vom Hersteller. 
 

· Seit dem 10.09.2023 können nur noch Pri-
vatpersonen einen Förderantrag stellen. 
Unternehmen, Stiftungen, Körperschaften 
und Vereine erhalten für ihre Firmenwa-
gen keinen Umweltbonus mehr. 
 

· Ab dem 01.01.2024 werden nur noch 
Elektrofahrzeuge mit einem Nettolisten-
preis von unter 45.000 € gefördert - und 
zwar mit 3.000 € vom Staat und weiteren 
1.500 € vom Hersteller. Die Mindesthal-
tedauer beträgt weiterhin zwölf Monate. 
Für geleaste E-Autos mit einer Leasing-
laufzeit ab 24 Monaten gelten die gleichen 
Fördersätze wie bei Neuwagen, bei einer 
Leasinglaufzeit zwischen zwölf und 23 
Monaten gibt es noch 1.500 € vom Staat 
und 750 € vom Hersteller. 
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· Junge Gebrauchte werden 2023 noch mit 

den gleichen Prämien gefördert wie Neu-
fahrzeuge mit einem Nettolistenpreis zwi-
schen 40.000 € und 65.000 €, also mit 
3.000 € vom Staat und 1.500 € vom Her-
steller. Ab 2024 gibt es für junge Ge-
brauchte nur noch 2.400 € vom Staat und 
1.200 € vom Hersteller. 
 

· Für alle Elektroautos, die bis zum 
31.12.2030 erstmals zugelassen werden, 
wird zehn Jahre lang keine Kfz-Steuer fäl-
lig. Diese Steuerbefreiung erlischt auch 
nicht bei einem Halterwechsel. Wer zum 
Beispiel ein drei Jahre zugelassenes E-
Auto erwirbt, zahlt noch sieben Jahre lang 
keine Kfz-Steuer. 
 

· Wer einen Firmenwagen auch privat nut-
zen darf, muss diese Nutzung als geld-
werten Vorteil versteuern. Ein Elektroauto 
als Dienstwagen bringt hierbei finanzielle 
Vorteile: Elektroautos in der Preisklasse 
bis 60.000 € (ab 2024 voraussichtlich 
80.000 €) werden nur mit 0,25 % des Brut-
tolistenpreises als monatlicher geldwerter 
Vorteil besteuert. Bei Elektroautos mit ei-
nem höheren Bruttolistenpreis und bei 
Hybridfahrzeugen sind es 0,5 %. Beide 
Regelungen sind jeweils günstiger als bei 
den Verbrennerfahrzeugen, die mit 1 % 
des Bruttolistenpreises als geldwerter 
Vorteil versteuert werden. 

 

Umsatzsteuerbefreiung 
Eng mit Sozialfürsorge und sozialer Sicher-
heit verbundene Leistungen 
 
Das Bundesfinanzministerium hat sich zur Um-
satzsteuerbefreiung der eng mit der Sozialfür-
sorge und der sozialen Sicherheit verbundenen 
Leistungen geäußert und den Umsatzsteuer-An-
wendungserlass angepasst. 
 
Befreit sein können auch Leistungen von Einrich-
tungen, die selbst keine Pflege- oder Betreuungs-
leistungen, sondern nur eng damit verbundene 
Leistungen erbringen, sofern die übrigen gesetzli-
chen Voraussetzungen erfüllt sind. Künftig wird 
auch nicht mehr nur auf die sozialrechtliche Aner-
kennung abgestellt, sondern in den Anwendungs-
bereich können Leistungen fallen, „auf die sich die 
Anerkennung, der Vertrag oder die Vereinbarung 
nach Sozialrecht oder die Vergütung jeweils be-
zieht“. Zudem wurde der Umfang der Steuerbefrei-
ung von Leistungen an hilfsbedürftige Personen 
neu definiert. 
 

Auch die Erstellung von Gutachten zur Feststel-
lung der Pflegebedürftigkeit, Leistungen des 
Hausnotrufs sowie die Erteilung von Pflegekursen 
sind umsatzsteuerbefreit. Klargestellt wurde au-
ßerdem, wann ein Leistungserbringer als eine Ein-
richtung mit sozialem Charakter anerkannt ist und 
unter welchen Voraussetzungen ein Subunterneh-
mer unter die Steuerbefreiungsvorschrift fallen 
kann. 
 

Arbeitszimmer/Homeoffice 
Finanzverwaltung erläutert die ab 2023 gel-
tenden Neuregelungen 
 
Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers und die 
Homeoffice-Pauschale sind ab dem Jahr 2023 un-
ter modifizierten Voraussetzungen steuerlich ab-
ziehbar: Der Gesetzgeber hat mit dem Jahressteu-
ergesetz 2022 auf die Veränderungen in der Ar-
beitswelt reagiert, die sich im Zuge der Corona-
Pandemie ergeben hatten. 
 
Ab 2023 gibt es ein neues Wahlrecht für Erwerbs-
tätige, die den Mittelpunkt ihrer gesamten betrieb-
lichen und beruflichen Tätigkeit im Arbeitszimmer 
haben. Sie dürfen ihre Raumkosten entweder wie 
bisher in Höhe der tatsächlich angefallenen Auf-
wendungen in unbeschränkter Höhe abrechnen  
oder alternativ eine Jahrespauschale von 1.260 € 
absetzen. Wählen sie die Pauschale, müssen sie 
dem Finanzamt die tatsächlich angefallenen 
Raumkosten nicht nachweisen. 
 
Ohne Tätigkeitsmittelpunkt im häuslichen Arbeits-
zimmer konnten Erwerbstätige dessen Kosten bis 
einschließlich 2022 zumindest beschränkt mit 
1.250 € pro Jahr als Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben abziehen, sofern ihnen kein Alter-
nativarbeitsplatz (z.B. beim Arbeitgeber) zur Ver-
fügung stand. Diese Fallvariante wurde ab 2023 
abgeschafft. Erwerbstätige, deren Tätigkeitsmittel-
punkt außerhalb des häuslichen Arbeitszimmers 
liegt, können ihre Raumkosten nun nur noch im 
Wege der Homeoffice-Pauschale abziehen. Diese 
wurde ab 2023 auf 6 € pro Arbeitstag, maximal 
1.260 € pro Jahr, erhöht. 
 
Das Bundesfinanzministerium hat sich ausführlich 
zur Anwendung der neuen Vorschriften geäußert. 
Die Verwaltungsanweisung beantwortet Einzelfra-
gen zur Definition eines häuslichen Arbeitszim-
mers, zu den abzugsfähigen Raumkosten, zum 
Tätigkeitsmittelpunkt, zu Multijobbern, zum fehlen-
den Alternativarbeitsplatz, zur Tagespauschale 
und zur doppelten Haushaltsführung. 
 
Hinweis: Da die Regelungen zum steuerlichen 
Raumkostenabzug komplex sind, empfiehlt es 
sich, dass Sie Ihren steuerlichen Berater zu Rate 
ziehen, damit Sie die Aufwendungen für 
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Homeoffice und Arbeitszimmer ab 2023 optimal 
absetzen können. 
 

Gestaltung 
Unentgeltlicher Nießbrauch an Kinder kann 
steuerlich anzuerkennen sein 
 
Um die steuerlichen Grundfreibeträge der eigenen 
Kinder (2023: 10.908 € pro Person und Jahr) aus-
zunutzen, spielen Eltern häufig mit dem Gedan-
ken, eigene Einkunftsquellen wie Mietobjekte oder 
Kapitalvermögen auf ihren Nachwuchs zu übertra-
gen. Erkennt das Finanzamt eine solche Gestal-
tung an, können die Kinder ihren Grundfreibetrag 
ausschöpfen, der ansonsten steuerlich ungenutzt 
verfallen wäre. 
 
Ein neues Steuergestaltungsmodell, das nur zu ei-
ner vorübergehenden Umleitung von Einkunfts-
quellen führt, hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) 
anerkannt. Im Streitfall hatten Eltern ein Ge-
schäftsgrundstück an eine GmbH vermietet, deren 
Alleingesellschafter und -geschäftsführer zu-
nächst der Vater und später die Mutter war. Die 
GmbH zahlte den Eltern eine Miete von 4.000 € 
pro Monat (später 4.200 € pro Monat). 
 
Um die Mieteinkünfte auf ihre 14 und zehn Jahre 
alten Kinder zu verlagern, räumten die Eltern 
ihnen für acht Jahre einen unentgeltlichen Nieß-
brauch an dem Grundstück ein. Die Vermieterstel-
lung sollte für die Dauer des Nießbrauchs auf die 
Kinder übergehen und später wieder an die Eltern 
als Eigentümer zurückfallen. Ein Ergänzungspfle-
ger des Amtsgerichts erteilte für die Kinder die not-
wendige Genehmigung. Das Finanzamt ging je-
doch von einem steuerlichen Gestaltungsmiss-
brauch aus und rechnete die Vermietungsein-
künfte weiterhin den Eltern zu, statt sie bei den 
Kindern anzusetzen. 
 
Der BFH hat die Gestaltung jedoch gebilligt und 
entschieden, dass den Kindern die Vermietungs-
einkünfte steuerlich zuzurechnen waren. Nach An-
sicht des Gerichts lag kein steuerlicher Gestal-
tungsmissbrauch vor, da die Kinder die Immobilie 
als Nießbraucher an einen fremden Dritten (näm-
lich die GmbH) vermietet hatten. Auch die Befris-
tung der Übertragung war laut BFH nicht rechts-
missbräuchlich. Die Einräumung des Nießbrauchs 
begründete nur die Übertragung der Einkunfts-
quelle; der sich daraus ergebende Steuervorteil 
(Ausnutzung des Grundfreibetrags der Kinder) 
war unerheblich. Durch die Gestaltung seien keine 
weiteren steuerlichen Vorteile erzielt worden (z.B. 
Verlagerung von Unterhaltsaufwendungen). Die 
GmbH habe die Miete für die Geschäftsräume 
auch vor dem Nießbrauch als Betriebsausgabe 
abziehen können. 
 

Hinweis: Setzen Sie bei solchen Gestaltungen 
auf unsere fachkundige Umsetzung, um das Steu-
ersparpotential auszunutzen! 
 

Kinderbetreuungskosten 
Steuerabzug darf Haushaltszugehörigkeit 
des Kindes voraussetzen 
 
Geht ein Kind in die Kita, Kinderkrippe oder in den 
Kindergarten, können die Eltern zwei Drittel der 
Betreuungskosten als Sonderausgaben in ihrer 
Einkommensteuererklärung abrechnen (maximal 
4.000 € pro Kind und Jahr). Steuerfreie Zuschüsse 
des Arbeitgebers müssen allerdings gegenge-
rechnet werden. 
 
Voraussetzung für den Abzug von Kinderbetreu-
ungskosten als Sonderausgaben ist unter ande-
rem, dass das Kind zum elterlichen Haushalt ge-
hört, was in den meisten Fällen kein Problem dar-
stellen dürfte. Bei getrenntlebenden, geschiede-
nen oder unverheirateten Eltern kann nur derje-
nige Elternteil die Kosten abziehen, bei dem das 
Kind seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat und 
der zugleich die Kosten getragen hat. 
 
Ein getrenntlebender Vater ist mit dem Versuch 
vor den Bundesfinanzhof (BFH) gezogen, das Kri-
terium der Haushaltszugehörigkeit zu Fall zu brin-
gen. Seine Tochter lebte im Haushalt der Mutter 
und wurde dort betreut, er schuldete jedoch Bar-
unterhalt („Residenzmodell“). Die Mutter hatte für 
den Besuch von Kindergarten und Schulhort rund 
600 € gezahlt, die ihr der Vater zur Hälfte erstattet 
hatte. Vor dem BFH wollte der Vater durchsetzen, 
dass er diesen Betrag als Kinderbetreuungskos-
ten absetzen darf. Er argumentierte, die Haus-
haltszugehörigkeit des Kindes sei eine sach-
fremde, willkürliche Voraussetzung für den Abzug 
von Kinderbetreuungskosten. 
 
Der BFH hat jedoch entschieden, dass der Ge-
setzgeber den Steuerabzug an die Haushaltszu-
gehörigkeit des Kindes anknüpfen dürfe, da die-
ses Kriterium auf einer zulässigen Typisierung be-
ruhe. Auch sei das familiäre Existenzminimum 
durch den versagten Kostenabzug nicht beein-
trächtigt. Denn der Freibetrag für den Betreuungs- 
und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf des Kin-
des (ab 2021: 1.464 € pro Elternteil) sorge für eine 
Steuerfreistellung und habe die Betreuungsauf-
wendungen des Vaters abgedeckt. 
 
Hinweis: Als Sonderausgaben absetzbar sind nur 
die reinen Kinderbetreuungskosten. Nicht erfasst 
werden daher zum Beispiel die Kosten für Verpfle-
gung, für Ausflüge und für Sport-, Sprach- oder 
Musikunterricht. Weitere Voraussetzung für den 
Sonderausgabenabzug ist, dass das Kind unter 14 
Jahre alt ist, für die Aufwendungen eine Rechnung 
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ausgestellt wurde und die Zahlung per Überwei-
sung erfolgt ist. Die Eltern müssen die Rechnung 
und den Zahlungsnachweis (Kontoauszug) nicht 
direkt ihrer Einkommensteuererklärung beifügen. 
Sie müssen die Unterlagen aber auf Anforderung 
des Finanzamts nachreichen. 
 

Umsatzsteuerpflicht 
Ärztliche Vertretung und Blutentnahmen im 
Auftrag der Polizei 
 
Die von einem Arzt vereinnahmten Entgelte für die 
vertretungsweise Übernahme eines ärztlichen 
Notfalldienstes und für die Entnahme von Blutpro-
ben im Auftrag der Polizei sind umsatzsteuer-
pflichtig. So lässt sich ein Urteil des Finanzgerichts 
Münster (FG) zusammenfassen, das davon aus-
geht, dass keine umsatzsteuerfreien Heilbehand-
lungsleistungen vorliegen. 
 
Der Kläger ist selbständiger Allgemeinarzt, der 
keinen eigenen Praxisbetrieb unterhält. Er nahm 
auf Grundlage einer mit der Kassenärztlichen Ver-
einigung (KV) geschlossenen Vereinbarung als 
Vertreter für andere Ärzte am hausärztlichen am-
bulanten Notfalldienst teil. Die erbrachten ärztli-
chen Leistungen rechnete er im Wege der Privat-
liquidation oder über die KV ab. Er erhielt dafür 
vom jeweils vertretenen Arzt einen Stundenlohn 
zwischen 20 € und 40 €. Daneben führte er für die 
Polizeibehörde Blutentnahmen durch, die er ge-
genüber der Landeskasse abrechnete. Er fertigte 
jeweils gemäß einem Muster einen einseitigen 
ärztlichen Bericht. Die Höhe der Vergütung rich-
tete sich danach, wie viele Blutentnahmen er zu 
welchem Zeitpunkt durchführte. 
 
Das Finanzamt beurteilte die Entgelte des Arztes 
als umsatzsteuerpflichtig. Die hiergegen gerich-
tete Klage hatte keinen Erfolg. Die Vertretung im 
ärztlichen Notdienst stellt laut FG keine steuerfreie 
Heilbehandlungsleistung dar, weil sie keinem the-
rapeutischen Zweck dient. Mit dem Notdienst wür-
den nur die Voraussetzungen geschaffen und die 
personellen Ressourcen vorgehalten, die für die 
zeitnahe Erbringung von Heilbehandlungsleistun-
gen erforderlich seien. Nur dafür leisteten die ver-
tretenen Ärzte das Entgelt an den Kläger - und 
nicht für die von ihm im ärztlichen Notdienst aus-
geübten Tätigkeiten. 
 
Auch die Entnahme der Blutproben für die Polizei-
behörde sei keine steuerfreie Heilbehandlungs-
leistung. Im Vordergrund steht nach Auffassung 
des FG die Beweiserhebung und die Erstellung ei-
nes Gutachtens, nicht aber der Schutz, die Auf-
rechterhaltung oder die Wiederherstellung der 
menschlichen Gesundheit. 
 

Hinweis: Die Revision zum Bundesfinanzhof 
wurde zugelassen. 
 

Erstattungsüberhang 
Wie sich ein Verlustrücktrag im Entste-
hungsjahr auswirkt 
 
Kirchensteuerzahlungen lassen sich in der Ein-
kommensteuererklärung als Sonderausgaben ab-
setzen, so dass sie sich steuermindernd auswir-
ken. Wird einem Steuerzahler in einem Veranla-
gungszeitraum mehr Kirchensteuer erstattet, als 
er zahlt, führt dieser Erstattungsüberhang zu ei-
nem Hinzurechnungsbetrag („negative Sonder-
ausgaben“), so dass sich sein Gesamtbetrag der 
Einkünfte im Erstattungsjahr erhöht. Der Erstat-
tungsüberhang wird also als Einkommen versteu-
ert und kann Einkommensteuer auslösen. 
 
In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) entschiede-
nen Fall hatte ein Steuerzahler 2015 einen Kir-
chensteuererstattungsüberhang von 61.109 € ver-
zeichnet und im selben Jahr negative Einkünfte 
von 48.322 € erwirtschaftet. Das Finanzamt hatte 
den Verlust in das Jahr 2014 zurückgetragen und 
so den negativen Gesamtbetrag der Einkünfte für 
2015 auf 0 € „neutralisiert“, so dass der Erstat-
tungsüberhang bei der Kirchensteuer sich 2014 
voll als steuerpflichtiges Einkommen auswirkte 
(kein Ausgleich durch Verluste). 
 
Das Finanzgericht ging davon aus, dass der Er-
stattungsüberhang trotz des Rücktrags noch mit 
dem negativen Gesamtbetrag der Einkünfte ver-
rechnet werden könnte. Der BFH hat jedoch die 
Berechnungsweise des Finanzamts bestätigt. Zu-
rückgetragene negative Einkünfte können im Ent-
stehungsjahr nicht mehr genutzt werden – auch 
nicht zum Ausgleich eines Erstattungsüberhangs 
bei der Kirchensteuer. Das Finanzamt war für 
2015 also folgerichtig von einem Gesamtbetrag 
der Einkünfte von 0 € ausgegangen, so dass sich 
der Überhang voll steuerlich auswirkte. 
 

Ferienjobs 
Was Schüler, Studenten und deren Eltern 
beachten sollten 
 
Schüler und Studenten nutzen einen Teil ihrer 
freien Zeit häufig, um sich ein paar Euro mit einem 
Ferien- oder Aushilfsjob hinzuzuverdienen. Wer 
einen solchen Job antritt, sollte die steuerlichen 
Folgen im Blick behalten. Beträgt der Verdienst 
nicht über 520 € im Monat, handelt es sich um ei-
nen Minijob. In diesem Fall gibt es den Verdienst 
brutto wie netto auf die Hand, weil Minijobs steuer- 
und sozialabgabenfrei sind, sofern man einen An-
trag auf Befreiung von der Rentenversicherungs-
pflicht gestellt hat. 
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Wer die Grenzen des Minijobs überschreitet, wird 
lohnsteuerlich in Steuerklasse I eingruppiert. Der 
Arbeitgeber behält dann ab einem Monatsver-
dienst von ca. 1.160 € automatisch Lohnsteuer 
vom Arbeitslohn ein. Wird unterjährig in einem an-
deren Betrieb gejobbt oder werden zwei Ferien-
jobs parallel ausgeübt, fällt der Zweitjob in die 
Steuerklasse VI, die einen höheren Lohnsteuerab-
zug als die Steuerklasse I auslöst. Aus diesem 
Grund fragt der Arbeitgeber anfangs nicht nur die 
Steueridentifikationsnummer und das Geburtsda-
tum des Ferienjobbers ab, sondern auch, ob wei-
tere Arbeitsverhältnisse vorliegen. 
 
Hinweis:  Der gesetzliche Mindestlohn von 12 € 
pro Stunde greift nur für über 18-Jährige. Jüngere 
Arbeitnehmer dürfen schlechter bezahlt werden 
 
Hat der Arbeitgeber Lohnsteuer einbehalten, lohnt 
sich für den Ferienjobber später häufig die Abgabe 
einer Einkommensteuererklärung für das betref-
fende Jahr. Oft lässt sich die Steuer umgehend 
vom Finanzamt zurückholen, da erst ab einem 
jährlichen Verdienst von 12.174 € überhaupt Steu-
ern fällig werden (Grenze für 2023). Es ist eher un-
wahrscheinlich, dass innerhalb des kurzen Zeit-
raums der Schul- oder Semesterferien eine solche 
Summe verdient wird. Für die Abgabe einer Ein-
kommensteuererklärung haben die Ferienjobber 
vier Jahre Zeit. 
 
Bei einer lohnsteuerpflichtigen kurzfristigen Be-
schäftigung fallen keine Sozialabgaben (Kranken- 
Renten- und Pflegeversicherungsbeiträge) an. 
Schüler und Studenten unter 25 sind üblicher-
weise bei den Eltern in der Krankenkasse familien-
versichert. Daran ändert der Ferienjob nichts, es 
sei denn, es handelt sich um einen Abschluss-
schüler, der im Anschluss an den Ferienjob eine 
Lehre oder ein duales Studium beginnt. In diesem 
Fall zählt der Ferienjob schon zur Berufsausbil-
dung und wird regulär behandelt. 
 
Hinweis: Ein Ferienjob wirkt sich nicht auf den 
Kindergeldanspruch der Eltern aus. Nur BAföG-
Empfänger müssen aufpassen, denn ab einem 
Monatsbrutto von 520 € wird der Verdienst auf das 
BAföG angerechnet.  
 

Abschreibung 
Baumaßnahme muss mit Denkmalschutzbe-
hörde abgestimmt sein 
 
Modernisierungs- und Instandsetzungskosten für 
Baudenkmäler und Gebäude in Sanierungsgebie-
ten oder städtebaulichen Entwicklungsbereichen 
können mit bis zu 9 % pro Jahr abgeschrieben 
werden. Dies gilt sowohl für selbstgenutzte als 
auch für vermietete Objekte. Die 

Denkmalabschreibung wird aber nur gewährt, 
wenn die Gebäude im Inland liegen und die Bau-
maßnahme in Abstimmung mit der zuständigen 
Denkmalschutzbehörde durchgeführt wird. 
 
Die erforderliche behördliche Zustimmung muss 
vor Beginn der Baumaßnahme erteilt worden sein, 
da der bisherige Zustand des Baudenkmals und 
die Erforderlichkeit der Baumaßnahme beurteilt 
werden müssen. Wird die Behörde erst nachträg-
lich eingeschaltet, kann daher keine erhöhte Ab-
schreibung beansprucht werden. 
 
Dem Bundesfinanzhof (BFH) lag ein Fall vor, in 
dem ein deutscher Steuerzahler eine Wohnung in 
Frankreich saniert hatte, die dort unter Denkmal-
schutz stand („inscrit monument historique“). Die 
Baumaßnahme hatte er im Vorfeld weder mit einer 
französischen noch mit einer deutschen Denkmal-
schutzbehörde abgestimmt. Sein Finanzamt ver-
sagte ihm die Denkmalabschreibung und wurde 
darin vom BFH bestärkt. 
 
Ob es unionsrechtskonform ist, dass sich die er-
höhte Abschreibung auf in Deutschland belegene 
Gebäude beschränkt, konnte der BFH offenlas-
sen. Denn die Baumaßnahme war jedenfalls nicht 
in Abstimmung mit der zuständigen französischen 
Denkmalschutzbehörde erfolgt. Eine solche Ab-
stimmung ist nach Gesetz und Rechtsprechung 
zwingend geboten. 
 
Hinweis: Sofern Sie für ein Bauprojekt die Ab-
schreibung in Anspruch nehmen möchten, ist die 
frühzeitige Einbindung der Denkmalschutzbe-
hörde bei der Sanierung bzw. Modernisierung aus 
steuerlicher Sicht also unverzichtbar. Durch die 
Denkmalabschreibung lassen sich erhebliche 
Steuerspareffekte generieren. Sprechen Sie uns 
frühzeitig an, sofern Sie ein entsprechendes Pro-
jekt realisieren möchten, weil für die steuerliche 
Förderung strenge Regeln gelten. 
 

Never Events 
Gutachten zu vermuteten Behandlungsfeh-
lern 
 
Im letzten Jahr hat der Medizinische Dienst bun-
desweit über 13.000 fachärztliche Gutachten zu 
vermuteten Behandlungsfehlern erstellt. In jedem 
vierten Fall wurde ein Fehler mit Schaden bestä-
tigt. In jedem fünften Fall war der Fehler die Ursa-
che für den erlittenen Schaden. Das geht aus der 
aktuellen Jahresstatistik zur Behandlungsfehler-
begutachtung des Medizinischen Diensts hervor. 
Zwei Drittel aller erhobenen Behandlungsfehler-
vorwürfe bezogen sich laut aktueller Jahresstatis-
tik auf Leistungen in der stationären Versorgung, 
zumeist in Krankenhäusern. Ein Drittel bezog sich 
auf Arztpraxen. 
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Schwerwiegende, aber vermeidbare Ereignisse 
wie Seiten- oder Medikamentenverwechslungen 
sowie unbeabsichtigt zurückgebliebene Fremd-
körper nach Operationen („Never Events“) sollten 
verpflichtend gemeldet werden. Diese Schadene-
reignisse tauchen jedes Jahr in der Begutach-
tungsstatistik der Medizinischen Dienste auf, ob-
wohl die Risiken bekannt sind und geeignete Prä-
ventionsmaßnahmen verfügbar wären. 
 
In der neuen Jahresstatistik sind Behandlungsfeh-
ler auch nach Fachgebieten aufgeführt. Danach 
betreffen 30,3 % der Vorwürfe Behandlungsfehler 
in der Orthopädie und Unfallchirurgie, 12,2 % die 
Innere Medizin und Allgemeinmedizin, jeweils 
knapp 9 % die Frauenheilkunde und Geburtshilfe 
sowie die Allgemein- und Viszeralchirurgie. Rund 
8 % entfielen auf die Zahnmedizin und 6 % auf die 
Pflege. 26 % der Vorwürfe bezogen sich auf 29 
weitere Fachgebiete. 
 

Steuertipp 
Zuschuss zum Deutschlandticket 
 
Beim Deutschlandticket („49-€-Ticket“) gibt es 
eine bundesweit geltende Jobticketregelung. Falls 
der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern das Ticket 
mit mindestens 25 % bezuschusst, also 12,25 € 
oder mehr der Ticketkosten übernimmt, erhält er 
einen zusätzlichen Rabatt von 5 %. Das 49-€-Ti-
cket kostet den Arbeitnehmer in diesem Fall als 
über den Arbeitgeber bezogenes Jobticket nur 
34,30 €. Lohnsteuer- und sozialversicherungs-
rechtlich ist Folgendes zu beachten: 
 
Ein vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gezahlter Zuschuss zum 
Deutschlandticket ist steuer- und sozialversiche-
rungsfrei. Er mindert allerdings die als Werbungs-
kosten abziehbare Entfernungspauschale. Aus 
diesem Grund ist der Zuschuss im Lohnkonto des 
Arbeitnehmers aufzuzeichnen und in der Lohn-
steuerbescheinigung anzugeben. 
 
Der Arbeitgeber hat jedoch anstelle der Inan-
spruchnahme der Steuerfreiheit auch die Möglich-
keit, den Zuschuss mit 25 % zu pauschalieren. 
Diese Pauschalbesteuerung führt ebenfalls zur 
Sozialversicherungsfreiheit. Macht der Arbeitge-
ber von der Pauschalbesteuerung Gebrauch, un-
terbleibt beim Arbeitnehmer eine Minderung der 
Entfernungspauschale. Das kann sich insbeson-
dere dann als vorteilhaft erweisen, wenn der Be-
schäftigte weit entfernt von seiner ersten Tätig-
keitsstätte wohnt und häufig den eigenen Pkw für 
den Weg zur Arbeit nutzt. 
 
Diese Ausführungen gelten entsprechend, wenn 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das 

Deutschlandticket als Sachbezug zur Verfügung 
stellt. Die Höhe des geldwerten Vorteils ist in die-
sem Fall davon abhängig, ob der Arbeitnehmer ei-
nen Zuschuss für das Ticket zahlt oder nicht. 
 
Pauschalierungsbeispiel: 
Ticketpreis 49,00 € 
Arbeitgebernachlass 5 % (kein Lohn) 2,45 € 
Differenz 46,55 € 
davon 96 % (gerundet) 44,69 € 
Eigenleistung des Arbeitnehmers 34,30 € 
pauschalierbar monatlich 10,39 € 
Abwandlung (keine Eigenleistung):  
pauschalierbar monatlich (gerundet) 44,69 € 

 

Steuertipp 
So gehen Sie mit Reisekosten bei Aus-
wärtstätigkeiten um 
 
Betrieblich veranlasste Reisekosten übernimmt in 
der Regel der Arbeitgeber. Zu den Reisekosten 
zählen die Übernachtungs- und Fahrtkosten, aber 
auch Reisenebenkosten (z.B. Gepäckaufbewah-
rung, Parkgebühren) und Verpflegungsmehrauf-
wendungen. Steuerlich gilt Folgendes 
 
Nachgewiesene Fahrt-, Übernachtungs- und Rei-
senebenkostenkann der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer ohne betragsmäßige Begrenzung lohn-
steuerfrei erstatten. Besonderheiten gelten für die 
Kosten der Fahrten mit dem eigenen Pkw: Hier 
kann unter Nachweis der Gesamtkosten oder über 
eine Kilometerpauschale (0,30 € pro Kilometer für 
Pkw) abgerechnet werden. 
 
Für Verpflegungsmehraufwendungen gelten Pau-
schalen, die steuerfrei erstattet werden können. Je 
nach Dauer des Aufenthalts und dem Zielort der 
Reise sind die Pauschalen unterschiedlich hoch. 
Wer im Inland mehr als acht Stunden auf Dienst-
reise ist, erhält eine Pauschale von 14 €. Bei einer 
Abwesenheit von mehr als 24 Stunden beträgt 
diese 28 €. Für An- und Abreisetage werden 14 € 
gewährt. Stellen Arbeitgeber der Belegschaft hin-
gegen Mahlzeiten während der Dienstreise zur 
Verfügung, wird die Pauschale gekürzt - und zwar 
um 20 % für das Frühstück und je 40 % für das 
Mittag- bzw. Abendessen. Stellen Arbeitgeber alle 
drei Mahlzeiten zur Verfügung, entfällt die Pau-
schale somit komplett.  
 
Nicht zu den erstattungsfähigen Reisekosten zäh-
len beispielsweise Kosten für Reisegepäck oder 
den Verzehr aus der Minibar.  
 
Hinweis: Grundsätzlich gelten für betrieblich ver-
anlasste Auslandsreisen die gleichen Regelungen 
wie bei Reisen innerhalb Deutschlands. Aufgrund 
des jeweils unterschiedlichen landes- oder städte-
spezifischen Preisniveaus gelten aber besondere 
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Pauschalen für Verpflegungsmehraufwand und 
Übernachtung. 
 
Freiberufler, Selbständige und Gewerbetreibende 
können betrieblich veranlasste Reisekosten in der 
Regel als Betriebsausgaben von der Steuer abset-
zen. Dazu müssen sie die entsprechenden Nach-
weise sammeln. Unter gewissen Voraussetzun-
gen kann die durch die Reisekosten tatsächlich 
angefallene Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend 
gemacht werden. Dafür sind insbesondere die um-
satzsteuerrechtlichen Voraussetzungen für (Klein-
betrags-)Rechnungen zu beachten. Arbeitnehmer 
können die Kosten für beruflich veranlasste Rei-
sen als Werbungskosten in ihrer eigenen Einkom-
mensteuererklärung geltend machen, sofern sie 
nicht vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden. 
Dazu sollten sie die wichtigsten Eckdaten wie An-
lass, Strecke und Reisedauer schriftlich festhal-
ten, um die Reise gegenüber dem Finanzamt be-
legen zu können. Entsprechende Nachweise kön-
nen Rechnungen, ein Fahrtenbuch oder Tankquit-
tungen sein.  
 

Steuertipp 
So bleiben die Einnahmen aus Balkonkraft-
werken steuerfrei 
 
Miniphotovoltaikanlagen sind in aller Munde. 
Selbst die kleinsten Dachflächen und Balkonver-
kleidungen werden mit Solarmodulen ausstaffiert, 
um einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten und 
die eigene Stromrechnung zu senken. Zur steuer-
lichen Behandlung dieser „Balkonkraftwerke“ gilt 
Folgendes: 
Sämtliche Einnahmen und Entnahmen im Zusam-
menhang mit dem Betrieb von Photovoltaikanla-
gen mit einer installierten Bruttoleistung von bis zu 
30 kWp sind bereits rückwirkend ab dem 
01.01.2022 einkommensteuerbefreit. Photovolta-
ikanlagen sind unabhängig von der Verwendung 
des erzeugten Stroms von der Steuerpflicht be-
freit. Sowohl der geldwerte Vorteil der Eigenver-
sorgung als auch die Einnahmen aus der Einspei-
severgütung müssen nicht mehr in der Steuerer-
klärung angegeben werden. Die Ermittlung des 
Gewinns entfällt und die Anlage EÜR zur Einkom-
mensteuererklärung muss nicht mehr ausgefüllt 
werden. Im Gegenzug können aber auch keine 
Aufwendungen für eine Photovoltaikanlage mehr 
geltend gemacht werden. 
 
Die Steuerbefreiung gilt zudem für den Betrieb 
mehrerer Anlagen von je 30 kWp bis zu einer sum-
mierten Gesamtleistung von 100 kWp. Die Anla-
gen müssen sich auf, an oder in Einfamilienhäu-
sern (einschließlich Nebengebäuden) oder nicht 
Wohnzwecken dienenden Gebäuden (z.B. Ga-
rage/Carport) befinden. 
 

Wer eine Photovoltaikanlage im Mehrfamilienhaus 
oder in gemischt genutzten Gebäuden betreibt, 
profitiert ebenfalls von dieser steuerlichen Verein-
fachung. In Gebäuden, die überwiegend zu Wohn-
zwecken genutzt werden, bleiben pro Wohn- und 
Gewerbeeinheit 15 kWp steuerfrei. Das ist ein Vor-
teil für Vermieter, Wohnungseigentümergemein-
schaften und Genossenschaften. Beim Betrieb 
mehrerer Anlagen gilt auch hier eine Gesamt-
höchstgrenze von 100 kWp. 
 
Für die steuerliche Beurteilung der Größe einer 
Photovoltaikanlage ist die Bruttoleistung in kWp - 
wie im Marktstammdatenregister vermerkt - maß-
geblich. In diesem Register der Bundesnetzagen-
tur sind alle Photovoltaikanlagen eingetragen. Ob 
der Betreiber der Anlage gleichzeitig der Eigentü-
mer des Gebäudes ist, spielt keine Rolle, so dass 
auch Mieter profitieren. 
 
Hinweis: Bei der Lieferung und der Installation 
von Solarmodulen fällt mittlerweile keine Umsatz-
steuer mehr an (Steuersatz von 0 %). Dies gilt für 
die Module und für die Komponenten wie Wech-
selrichter, Dachhalterungen, Solarkabel und 
Stromspeicher. 
 
 
Wunstorf, Dezember 2023 
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Fachberaterin für das Gesundheitswesen (DStV e.V.) 
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